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(Nr. 9031.) Geſetz, betreffend den weiteren Erwerb von Privateiſenbahnen für den Staat. 
Vom 23. Februar 1885. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen r. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
Su; 


> 17 55 Staatsregierung wird unter Genehmigung der beigedruckten Verträge, 
nämlich: 
1) der die Eiſenbahnbeziehungen zwiſchen Preußen und Braunſchweig 


betreffenden Verträge vom 27/30. Juni 1884 und vom 31. Dezember 1884 


2) des Vertrages vom 6., 7. beziehungsweiſe 14. November 1884 5 m 
Aber treffend den Uebergang des Schleswigſchen Eiſenbahnunternehmens auf 
den Staat, 

3) des Vertrages vom 15., 17. beziehungsweiſe 20. November 1884, 
betreffend den Uebergang des Münfter- Enfcheder Eiſenbahnunternehmens 
auf den Staat, 

zur Verwaltung und zum Betriebe 
1) der Braunſchweigiſchen Eiſenbahn 
ſowie zur käuflichen Uebernahme 
2) der Schleswigſchen Eiſenbahn und 
3) der Münſter⸗Enſcheder Eiſenbahn 
nach Maßgabe der bezüglichen Vertragsbeſtimmungen ermächtigt. 
§. 2. 
Die Staatsregierung wird ermächtigt, nach Maßgabe der im F. 1 unter 


2 und 3 gedachten Verträge den Umtauſch von 
Geſ. Samml. 1885. (Nr. 9031.) 


Ausgegeben zu Berlin den 27. Februar 1885. 


RE. 


a) 4953 600 Mark Stammaktien der Schleswigſchen Eiſenbahnaktien⸗ 
geſellſchaft in Staatsſchuldverſchreibungen der 4prozentigen konſolidirten 
Anleihe zum Betrage voennnnn 6 192 000 Mark — Pf., 

b) 2 249 700 Mark Stammaktien der Münſter⸗ 

Enſcheder Eiſenbahngeſellſchaft in Staats⸗ 
ſchuldverſchreibungen derſelben Anleihe zum 
“ A aan 140606 25 ⸗ 

c) 4 050 000 Mark Prioritäts- Stammaktien 
der Münſter⸗Enſcheder Eiſenbahngeſellſchaft 
in Staatsſchuldverſchreibungen derſelben An⸗ c 
leihe zum Betrage vnn-üunu¶n 506 250 — 


herbeizuführen und zu dieſem Zweck Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen der 4prozentigen konſolidirten Anleihe zu 
dem darſtellbaren Geſammtbetrage voeon“onn . 6 838 800 Mark — Pf. 
auszugeben. 
§. 3. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten und der Finanzminiſter werden 
ermächtigt, bei dem Umtauſch von Aktien in Staatsſchuldverſchreibungen, ſofern 
die Anzahl der eingereichten Stücke den nach den abgeſchloſſenen Verträgen für 
den Umtauſch maßgebenden Verhältnißzahlen nicht entſpricht, die Ausgleichung 
des in Schuldverſchreibungen nicht darſtellbaren Ueberſchußbetrages durch Baar⸗ 
zahlung zu bewirken, wobei der zu zahlende Betrag nach dem um ein Prozent 
verminderten Kurſe, welcher für Staatsſchuldverſchreibungen der vierprozentigen 
konſolidirten Anleihe vor dem Tage des Umtauſches zuletzt an der Berliner Börſe 
bezahlt worden iſt, berechnet wird. 


Die Staatsregierung wird ermächtigt, an Stelle der im Dispoſitionsfonds 
der Schleswigſchen Eiſenbahn befindlichen Stammaktien dieſer Geſellſchaft nach 
Maßgabe des Bedürfniſſes für die ſtatutariſchen Verwendungszwecke Staatsſchuld⸗ 
verſchreibungen zu dem Betrage von 1 121 400 Mark auszugeben. 


§. 5. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten und der Finanzminiſter werden 
ermächtigt, demnächſt die Auflöſung der im $. 1 genannten Geſellſchaften herbei- 
zuführen und bei der Auflöſung derſelben nach Maßgabe der daſelbſt bezeichneten 
Verträge den Kaufpreis für den Erwerb der Bahnen unter Verwendung der im 
$. 2 bewilligten Mittel zu zahlen beziehungsweiſe auf die Staatskaſſe zu übernehmen. 

Der Finanzminiſter wird ferner ermächtigt, die bisher begebenen und die 
etwa noch zu begebenden Anleihen der in dieſem Geſetze bezeichneten Eiſenbahn⸗ 
unternehmungen, ſoweit dieſelben nicht inzwiſchen getilgt ſind, zur Rückzahlung 
zu kündigen, ſowie auch den Inhabern der Schuldverſchreibungen dieſer Anleihen 
die Rückzahlung der Schuldbeträge oder den Umtauſch gegen Staatsſchuld⸗ 


Ba 


verſchreibungen anzubieten und die Bedingungen des Angebots feſtzuſetzen. Die 
hierzu erforderlichen Mittel ſind durch Verausgabung eines entſprechenden Betrages 
von Staatsſchuldverſchreibungen aufzubringen. 

N F. 6. 

Ueber die Ausführung der im H. 5 getroffenen Beſtimmungen hat die 
Staatsregierung dem Landtage bei jedesmaliger Vorlage des Etats der Eifen- 
bahnverwaltung Rechenſchaft zu geben. 

$. 7. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, & welchem Zinsfuß, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld— 
verſchreibungen verausgabt werden ſollen ($$. 2, 4 und 5), beſtimmt, ſoweit 
nicht durch die im $. 1 angeführten Verträge Beſtimmung getroffen iſt, der 
Finanzminiſter. ’ 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihen und 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 1869 
(Geſetz-Samml. S. 1197) zur Anwendung. 

§. 8. 

Die Staatsregierung wird auf Grund des F. 5 unter a des Geſetzes vom 
24. Februar 1850, betreffend die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens und 
Bildung einer Staatsſchuldenkommiſſion (GeſetzSamml. S. 57), ermächtigt, die 
Verwaltung der Anleihekapitalien und der Annuität der im F. 1 bezeichneten 
Eiſenbahngeſellſchaften, ſoweit dieſe Anleihekapitalien und die Annuität vom Staate 
als Selbſtſchuldner übernommen ſind beziehungsweiſe übernommen werden, der 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu übertragen. 

Die behufs der Amortiſation eingelöſten oder angekauften Obligationen 
werden nach Vorſchrift des $. 17 des bezeichneten Geſetzes vom 24. Februar 1850 
vernichtet und die Geldbeträge öffentlich bekannt gemacht. 

§. 9. 

Jede Verfügung der Staatsregierung über die im $. 1 bezeichneten Eiſen⸗ 
bahnen beziehungsweiſe Eiſenbahntheile durch Veräußerung bedarf zu ihrer Rechts— 
gültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages. 

Alle dieſer Vorſchrift entgegen einfeitig getroffenen Verfügungen ſind rechts⸗ 
ungültig. 

$. 10. 

Bis zu einer anderweiten geſetzlichen Regelung der Kommunalbeſteuerung 
der Eiſenbahnen finden die bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen über die Ver- 
pflichtung der Eiſenbahnen zur Zahlung von Gemeinde-, Kreis- und Provinzial⸗ 
ſteuern auf die im F. 1 bezeichneten Eiſenbahnen auch nach dem Uebergange der- 
ſelben in die Verwaltung für Rechnung des Staates oder in das Eigenthum des 
Staates in gleicher Weiſe, wie bis zu dieſem Zeitpunkte, Anwendung. 
Sofern nach dem Uebergange in das Eigenthum oder in die Verwaltung 
für Rechnung des Staates eine der in dieſem Geſetze bezeichneten Eiſenbahnen 
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oder Theilſtrecken derſelben mit einer anderen dieſer Bahnen oder Theilſtrecken 
derſelben oder mit anderen dem Staate gehörigen oder für Rechnung des Staates 
betriebenen Bahnſtrecken zu einem Eiſenbahndirektionsbezirk vereinigt ſind oder noch 
vereinigt werden, und in Folge deſſen für eine Station des neugebildeten Eiſen⸗ 
bahndirektionsbezirkes ſich eine Verminderung des ſteuerpflichtigen Reinertrages er⸗ 
geben ſollte, fo ift der Beſteuerung der Betrag des ſteuerpflichtigen Reineinkommens 
der betreffenden Station nach dem Durchſchnitt der dem 1. April 1880 voran⸗ 
gegangenen drei Steuerjahre zu Grunde zu legen. 


F. 11. 

Auf diejenigen in den Dienſt der Preußiſchen Staatseiſenbahnverwaltung 
übertretenden Beamten der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, welche Mit- 
glieder der Herzoglich Braunſchweigiſchen Beamtenwittwen- und Waiſenverſorgungs⸗ 
anſtalt, beziehungsweiſe der Penſionsanſtalt der Braunſchweigiſchen Eiſenbahn⸗ 
beamten ſind, ſowie auf diejenigen Beamten, welche mit Rückſicht auf eine zu 
Gunſten ihrer Ehefrauen genommene anderweite Verſicherung von der ihnen ſonſt 
obliegenden Verpflichtung zur Theilnahme an dieſen Anſtalten entbunden ſind, 
finden die Beſtimmungen im erſten Abſatz des $. 23 des Geſetzes, betreffend die 
Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten, vom 
20. Mai 1882 (Geſetz-Samml. S. 298) ſinngemäße Anwendung. 

Den Beamten der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, welche früher 
im Herzoglich Braunſchweigiſchen Staatsdienſt geſtanden haben und in den Königlich 
Preußiſchen Staatseiſenbahndienſt übernommen werden, ſoll die im Braunſchwei⸗ 
giſchen Staatsdienſt und im Dienſt der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
zurückgelegte penſionsfähige Dienſtzeit für den Fall der Penſionirung in An- 
rechnung gebracht werden. Die zu bewilligenden Penſionen dürfen hinter dem⸗ 
jenigen Betrage nicht zurückbleiben, welcher als Penſion hätte gewährt werden 
müſſen, wenn dieſe Beamten zur Zeit des Uebertritts in den Preußiſchen Staats- 
eiſenbahndienſt nach den bis dahin für ſie geltenden Beſtimmungen penſionirt 
worden wären. 

. 

Dieſes Geſetz tritt am Tage ſeiner Verkündigung in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 23. Februar 1885. 


(J. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. Bronfart v. Schellendorff. 
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vertrag, 
betreffend 


den Uebergang des Braunſchweigiſchen Eiſenbahnunternehmens 
auf den Preußiſchen Staat. 


V 31. Dezember 1884. 
3. Januar 1885. 


Zbviſchen der Königlich Preußiſchen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen 
Regierungsrath Kirchhoff als Kommiſſarius des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
und den Geheimen Finanzrath Schmidt als Kommiſſarius des Finanzminiſters, 
einerſeits und der Direktion der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft anderer- 
ſeits iſt unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung, ſowie nach er⸗ 
folgter Zuſtimmung des Aufſichtsraths und der Generalverſammlung der Aktionäre 
der genannten Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden. 


SER 

Die Braunſchweigiſche Eiſenbahngeſellſchaft überträgt die Verwaltung und 
den Betrieb ihres ganzen Unternehmens ohne irgend welche Beſchränkung auf 
ewige Zeiten an den Preußiſchen Staat. Zu dieſem Zwecke übergiebt die Direktion 
der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft die Verwaltung und den Beſitz des 
geſammten beweglichen und unbeweglichen Vermögens der Geſellſchaft, ſowie die 
Beſtände aller zum Vermögen der Geſellſchaft gehörigen oder von der Direktion 
der Geſellſchaft verwalteten, für die Zwecke des Unternehmens beſtimmten Fonds 
mit der im $. 8 vorgeſehenen Beſchränkung an die vom Preußiſchen Staate zur 
Verwaltung deſſelben einzusetzende Königliche Behörde. 


l. 2. 


Die Uebergabe wird am 1. des zweiten, auf die Perfektion des Vertrages 
folgenden Monats bewirkt. Es ſoll jedoch bereits vom 1. Januar 1884 ab die 
Verwaltung und der Betrieb der Braunſchweigiſchen Eiſenbahnen für Rechnung 
des Preußiſchen Staates erfolgen. f 

Die Braunſchweigiſche Eiſenbahngeſellſchaft, welche in der Zwiſchenzeit die 
Verwaltung im Intereſſe des Preußiſchen Staates in bisheriger Weiſe durch ihre 
Direktion führen läßt, wird ſich von der Unterzeichnung dieſes Vertrages ab in 
allen wichtigen Angelegenheiten der vorgängigen Zuſtimmung des Königlich 
Preußiſchen Miniſters der öffentlichen Arbeiten verſichern. | 
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Vom 1. Januar 1884 ab gehen auf den Preußiſchen Staat die geſammten 
Nutzungen und Laſten des Vermögens der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
ohne jede weitere Beſchränkung, als in dieſem Vertrage ſelbſt und in dem zwiſchen 
Preußen und Braunſchweig unter dem 27/30. Juni 1884 abgeſchloſſenen Staats⸗ 
vertrage, betreffend das Braunſchweigiſche Eiſenbahnunternehmen, näher beſtimmt 
iſt, über. Insbeſondere fließt der geſammte, nach Abzug der Verwaltungs-, 
Unterhaltungs- und Betriebskoſten, der dem Braunſchweigiſchen Staate zu zahlenden 
Annuität, ſowie der zur planmäßigen Verzinſung und Tilgung der Anleihen der 
Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft erforderlichen Beträge verbleibende Rein⸗ 
ertrag dem Preußiſchen Staate ausſchließlich zu. 

Mit dem Uebergange der Verwaltung übernimmt der Preußiſche Staat 
die ordnungsmäßige Unterhaltung und Erneuerung der Bahn, der Bahnanlagen 
und der Betriebsmittel, ſowie auch die Deckung aller für die Verwaltung und den 
Betrieb des Unternehmens erforderlichen außerordentlichen Ausgaben. Dagegen 
ſollen dem Staate die Beſtände aller zum Vermögen der Geſellſchaft gehörigen 
Fonds, namentlich des Reſervefonds und des Erneuerungsfonds, mit der im $. 8 
vorgeſehenen Beſchränkung zur freien Verfügung anheimfallen und die auf die 
Verwendung und Verwaltung derſelben bezuͤglichen ſtatutariſchen Beſtimmungen 
außer Anwendung treten. 


. 3. 


Soweit nicht geſetzliche Vorſchriften entgegenſtehen, oder durch dieſen Ver— 
trag etwas Anderes feſtgeſetzt iſt, gehen auf die zu errichtende Königliche Behörde 
($. 1) alle in dem Geſellſchaftsſtatute der Direktion, ſowie auch den General— 
verſammlungen und dem Auſfſichtsrathe beigelegten Befugniſſe über. Dieſelbe 
vertritt die Braunſchweigiſche Bee bezüglich aller derſelben zu⸗ 
ſtehenden Berechtigungen und obliegenden Verpflichtungen und übt namentlich alle 
Befugniſſe aus, welche geſetzlich dem Vorſtande einer Aktiengeſellſchaft zuſtehen. 

Es verbleibt indeß in Bezug auf die Verwaltung des Braunſchweigiſchen 
Eiſenbahnunternehmens bis zu dem Zeitpunkte des Uebergangs derſelben auf die 
Königliche Behörde bei den Beſtimmungen des $. 42 Nr. 6 des Geſellſchafts⸗ 
ſtatuts mit der Maßgabe, daß der Aufſichtsrath die von der Direktion über die 
Verwaltung bis zu dieſem Zeitpunkte gelegten oder zu legenden Rechnungen end— 
gültig zu prüfen und zu dechargiren hat. 

Fur die Folge hat die Braunſchweigiſche Eiſenbahngeſellſchaft ihren Sitz 
und Gerichtsſtand im Domizile der gedachten Königlichen Behörde. Gegenüber 
den bisherigen Prioritäts- und ſonſtigen Gläubigern der Braunſchweigiſchen Eifen- 
bahngeſellſchaft behält dieſe indeß ihren Gerichtsſtand in der Stadt Braunſchweig, 
und ſoll die erwähnte Königliche Behörde in dieſer Beziehung, wie auch wegen 
aller aus Anlaß der Anlage oder des Betriebes der im Herzoglich Braunfchwei- 
giſchen Gebiete gelegenen Strecken der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
hervorgehenden Entſchädigungsanſprüche der Gerichtsbarkeit in der Stadt Braun⸗ 
ſchweig unterworfen ſein. 


1 


Der zur Zeit beſtehende Aufſichtsrath fungirt bis zu den ſpäteſtens vier 
Wochen nach Perfektwerden des gegenwärtigen Vertrages vorzunehmenden Neuwahlen. 

Von dieſem Zeitpunkte ab beſteht derſelbe nur noch aus ſechs Mitgliedern, 
von denen zwei in der Stadt Braunſchweig ihren Wohnſitz haben müſſen. 

Der Aufſichtsrath iſt beſchlußfähig, wenn ſämmtliche Mitglieder eingeladen 
und wenigſtens drei bei den zu faſſenden Beſchlüſſen ſtimmberechtigte Mitglieder 
anweſend find. Die $$. 31, 36, 38, 39, 41, 45 Abſatz 2, 46 und 47 Abſatz 2 
und 3, ſowie alle übrigen dieſem Vertrag entgegenſtehende Beſtimmungen des 
Statuts werden aufgehoben. 

Der Aufſichtsrath hat zugleich das Intereſſe der Braunſchweigiſchen Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft gegenüber dem Preußiſchen Staate, ſoweit es ſich um die Er⸗ 
füllung dieſes Vertrages handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich 
zu vertreten. 

Die ordentliche jährliche Generalverſammlung der Aktionäre der Braun⸗ 
ſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft findet in der Regel im zweiten Quartale des 
Rechnungsjahres ſtatt. 

Bei allen Abſtimmungen giebt jede Aktie Eine Stimme. 


$. 4. 

Der Preußiſche Staat gewährt den Inhabern der Aktien der Braunſchweigi⸗ 
ſchen Eiſenbahngeſellſchaft vom 1. Januar 1884 ab bis zum Eintritt der Liqui⸗ 
dation ($. 7) eine feſte jährliche Rente von 1½ Prozent des Nominalbetrages, 
alſo von 9 Mark pro Aktie à 600 Mark. 


$. 5. 

Den bisherigen Prioritätsgläubigern der Braunſchweigiſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft bleiben ihre Rechte bezüglich des Braunſchweigiſchen Eiſenbahnunter⸗ 
nehmens ungeſchmälert vorbehalten. Der Preußiſche Staat wird die Braun⸗ 
ſchweigiſche Eiſenbahn nebſt allem Betriebsmaterial und ſonſtigem Zubehör zunächſt 
als einen getrennten Vermögenskomplex verwalten. 

Der Preußiſche Staat iſt jedoch berechtigt, das geſammte Braunſchweigiſche 
Eiſenbahnunternehmen oder einzelne Theile deſſelben mit anderen Preußiſchen 
Staats- oder vom Preußiſchen Staate verwalteten Eiſenbahnſtrecken zu einer 
gemeinſamen Verwaltung zu vereinigen. 

Zur Vermeidung einer getrennten Betriebsrechnung wird feſtgeſetzt, daß für 
dieſen Fall die Braunſchweigiſche Eiſenbahn an ſämmtlichen Betriebsausgaben der 
vereinigten Bahnen in folgender Weiſe partizipirt: 

1) an den Koſten für die allgemeine Verwaltung nach Verhältniß der 

Bahnlänge; 

2) 10 bes Koften der Bahnverwaltung nach Maßgabe der wirklichen 

usgaben; 

3) an den Koften für die Transportverwaltung nach Verhältniß der durch⸗ 

laufenen Lokomotiv- und Wagenachskilometer. 
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Im Falle der Abtrennung einzelner Theile des Unternehmens und der 
Vereinigung derſelben mit anderen Preußiſchen Staats- oder vom Staate ver⸗ 
walteten Privateiſenbahnen zu einer gemeinſamen Verwaltung wird der Königlich 
Preußiſche Miniſter der öffentlichen Arbeiten diejenige Königliche Behörde beſtimmen, 
welche die Funktionen des Vorſtandes der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
wahrzunehmen hat. 

Der Königlich Preußiſche Miniſter der öffentlichen Arbeiten iſt berechtigt, 
den Beginn des Rechnungsjahres für das Braunſchweigiſche Eiſenbahnunternehmen 
auf einen anderen Zeitpunkt als den Anfang des Kalenderjahres zu verlegen. 
Sofern dieſe Verlegung erfolgt, wird der bis zum Beginn des erſten abgeänderten 
Rechnungsjahres bereits abgelaufene Theil des Kalenderjahres dem vorhergehenden 
Rechnungsjahre zugerechnet. 

§. 6. 


Der Preußiſche Staat iſt berechtigt, den noch unverwendeten Erlös aus 
der Begebung der Prioritätsobligationen der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
nach Maßgabe des Bedürfniſſes zu verwenden. 


§. F. 

Die Braunſchweigiſche Eiſenbahngeſellſchaft räumt dem Preußiſchen Staate 
das Recht ein, zu jeder Zeit das Eigenthum der Braunſchweigiſchen Eiſenbahn 
mit ihrem geſammten unbeweglichen und beweglichen Zubehör, insbeſondere mit 
ihrem Betriebsmaterial, überhaupt mit allen an dem Unternehmen der Braun⸗ 
ſchweigiſchen Eiſenbahn haftenden Rechten und Verpflichtungen zu erwerben und 
die Auflöſung der N den Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund der nach— 
ſtehenden Beſtimmungen ohne Weiteres herbeizuführen. 

Falls der Preußiſche Staat ſich hierzu entſchließt, hat er: 

1) die Prioritätsanleihen, ſowie alle ſonſtigen Schulden der Braunſchweigi⸗ 

ſchen Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner zu übernehmen; 

2) den Liquidatoren den Kaufpreis von 13 500 000 Mark unter Anrechnung 
des auf die im Eigenthum des Preußiſchen Staates befindlichen Aktien 
entfallenden Betrages behufs ſtatutenmäßiger Vertheilung an die Aktionäre 
zur Verfügung zu ſtellen. Es bleibt jedoch dem Preußiſchen Staate 
auch das Recht vorbehalten, ſtatt der Einzahlung desjenigen Betrages, 
welcher auf die im Beſitze der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
befindlichen Aktien entfällt, den gleichen Betrag als eine Schuld des 
Preußiſchen Staates auf die Preußiſche Staatskaſſe zu übernehmen. 

Die Liquidation erfolgt für Rechnung des Preußiſchen Staates durch die 
vom Königlich Preußiſchen Miniſter der öffentlichen Arbeiten zu bezeichnende 
Königliche Behörde. 

Behufs der im Falle des Eigenthumserwerbes ſeitens des Preußiſchen 
Staates erforderlichen Uebertragung des Grundeigenthums auf den Preußiſchen 
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Staat ſoll derjenige Beamte der Braunſchweigiſchen Eiſenbahnverwaltung zur 
Abgabe der Auflaſſungserklärungen ermächtigt ſein, welchen in jedem einzelnen 
Falle die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung benennen wird. 

Die Braunſchweigiſche Eiſenbahngeſellſchaft iſt nicht berechtigt, in anderer 
Weiſe ihre Auflöſung zu beſchließen, den Gegenſtand ihres Unternehmens zu ändern 
oder auszudehnen, oder Beſtandtheile ihres Eigenthums zu veräußern oder zu 
verpfänden, Aktien zu emittiren und Anleihen aufzunehmen. 


§. 8. 

In den durch die Dienſtverträge des Beamten- und Dienſtperſonals 
begründeten Verhältniſſen tritt mit der Uebernahme des Betriebes des Unter— 
nehmens ſeitens des Preußiſchen Staates keine Veränderung ein. Letzterer hat 
die mit jenem Perſonal zur Zeit des Ueberganges beſtehenden Verträge zu erfüllen. 

Die Penſionsanſtalt der Braunſchweigiſchen Eiſenbahnbeamten, ſowie die 
Penſionskaſſe der Braunſchweigiſchen Eiſenbahnarbeiter bleiben nach den betreffenden 
Statuten beſtehen, wenn nicht mit Zuſtimmung der beiderſeitigen Berechtigten 
eine Vereinigung der genannten Kaſſen mit den entſprechenden Kaſſen der mit der 
Braunſchweigiſchen zu einer Verwaltung vereinigten Preußiſchen Staatsbahnen 
oder vom Preußiſchen Staate verwalteten Privatbahnen zu Stande kommt. Der 
Preußiſche Staat tritt nach Uebernahme des Eigenthums des Braunſchweigiſchen 
Eiſenbahnunternehmens in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſen von der Braun- 
ſchweigiſchen Bahn übernommene Verbindlichkeiten ein. Die reglementsmäßigen 
Rechte der Geſellſchaft und der Direktion werden künftig durch die mit der Ver— 
waltung der Braunſchweigiſchen Eiſenbahn beziehungsweiſe mit der Funktion des 
Vorſtandes der Geſellſchaft ($. 3) betraute Königliche Behörde ausgeübt. 

Die vier älteſten Mitglieder der Direktion erhalten im Falle der Aufgabe 
der ihnen vertragsmäßig zuſtehenden Kompetenzen bei dem Uebergange der Ver 
waltung des Braunſchweigiſchen Eiſenbahnunternehmens auf den Preußiſchen Staat 
eine dem Reſerve- beziehungsweiſe Erneuerungsfonds zu entnehmende Geſammt⸗ 
abfindung von höchſtens 450 000 Mark, welche denſelben, ſobald fie ſich über die 
Vertheilung derſelben geeinigt haben, gegen die von jedem Einzelnen über den 
ihm zuſtehenden Antheil auszuftellende Quittung ausgezahlt wird. Der vorbezeichnete 
Betrag ermäßigt ſich, inſofern ein Abkommen wegen des Uebertritts der einzelnen 
Mitglieder in den Preußiſchen Staatseiſenbahndienſt gefchloffen werden ſollte, um 
ie darin zu vereinbarenden Beträge. 


5. 9. 
Seitens der Königlich Preußiſchen Staatsregierung wird die Genehmigung 
der Landesvertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. 


§. 10. 
Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Braunſchweigiſche Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen 
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haben, fo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatute an- 


zuſehen iſt. 
F. 11. 


Der Preußiſche Staat iſt berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage 
hervorgehenden Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 
$. 12. 
Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 
Berlin, den 3. Januar 1885. 


(L. S.) Schmidt. (L. S.) Kirchhoff. 
Braunſchweig, den 31. Dezember 1884. 


Direktion der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 
(L. S.) F. W. Wolf. Scheffler. 


Staatsvertrag 
zwiſchen 


Preußen und Braunſchweig, betreffend das Braunſchweigiſche 
Eiſenbahnunternehmen. 


Vom 27./30. Juni 1884. 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen und Seine Hoheit 
der Herzog von Braunſchweig und Lüneburg haben zum Zweck einer Verein⸗ 
barung über die Verhältniſſe des Braunſchweigiſchen Eiſenbahnunternehmens zu 
Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Unterſtaatsſekretär, Wirklichen Geheimen Rath Rudolph 
Meinecke, 
Allerhöchſtihren Miniſterialdirektor, Wirklichen Geheimen Ober-Re⸗ 
gierungsrath Ludwig Brefeld, 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrath Paul Reichardt, 
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Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Regierungsrath Dr. juris Hermann 
Frölich, 
Allerhöchſtihren Gehennen Regierungsrath Hermann Kirchhoff; 

Seine Hoheit der Herzog von Braunſchweig und Lüneburg: 

Höchſtihren Wirklichen Geheimen Rath und Staatsminiſter Grafen 
Hermann Görtz-Wrisberg, 
Höchſtihren Finanzdirektor Karl Kybitz, 
welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden Vertrag 
abgeſchloſſen haben: 
Artikel J. 

Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung erkennt an, daß die der Berlin⸗ 
Potsdam⸗Magdeburger und der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft nach 
§. 16 des Statuts der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft zuſtehende Aktien— 
betheiligung an dem Braunſchweigiſchen Eiſenbahnunternehmen mit allen mit dieſer 
Aktienbetheiligung ftatutmäßig verbundenen Rechten dem Preußiſchen Staate zu⸗ 
ſteht, und erklärt Sich damit einverſtanden, daß die Auflöſung der Braunſchweigiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft herbeigeführt wird und die Verwaltung und der Betrieb des 
Braunſchweigiſchen Eiſenbahnunternehmens auf den Preußiſchen Staat übergehen. 

Die Königlich Preußiſche Regierung übernimmt für den Fall der Auflöſung 

der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft die ſämmtlichen Prioritätsanleihen, ſowie 
alle ſonſtigen Schulden der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft als Selbit- 
ſchuldnerin und verpflichtet Sich insbeſondere, die in Gemäßheit des zwiſchen der 
Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung und der Bank für Handel und Induſtrie 
zu Darmſtadt wegen des Verkaufs der Braunſchweigiſchen Staatsbahnen unter 
dem 8. März 1870 abgeſchloſſenen Vertrages und des Statuts der Braunſchweigiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft ſeitens der letzteren an die Herzoglich Braunſchweigiſche Re— 
gierung vom 1. Januar 1869 ab auf die Dauer von 64 Jahren zu entrichtende 
Annuität von jährlich 875 000 Thalern (2 625 000 Mark) in den feſtgeſetzten 
Raten an die von der Herzoglichen Regierung zur Erhebung beſtimmte Kaſſe 
pünktlich zu zahlen. 
Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung nimmt für den Fall der Auf— 
löſung der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft den Preußiſchen Staat als 
neuen Annuitätsſchuldner an und verzichtet darauf, wegen Befriedigung Ihrer An- 
ſprüche aus der Annuitätsſchuld der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft die 
Liquidationsmaſſe derſelben in Anſpruch zu nehmen. 


Artikel II. 

Für die Verhandlungen, welche zum Erwerb und zur Uebertragung des im 
Herzoglich Braunſchweigiſchen Staatsgebiete befindlichen Eigenthums, insbeſondere 
des Grundeigenthums der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft auf den Preußi⸗ 
ſchen Staat, erforderlich find, namentlich auch für die Auflaſſung in den Grund- 
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ur 


büchern, find nur die Auslagen der Gerichte zu erſtatten und tritt im Uebrigen 
Freiheit von Stempel- und Gerichtsgebühren ſowie Veränderungsſteuern ein. 


Artikel III. 
Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung nimmt ein Recht auf den Erwerb 
der Braunſchweigiſchen Eiſenbahn oder irgend eines Theiles derſelben nicht in 
Anſpruch und verzichtet insbeſondere auf das Ihr ſtatutmäßig zuſtehende Rück⸗ 


kaufsrecht. 
Artikel IV. 


Die der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft ſtatutmäßig zuſtehenden ſowie 
die derſelben in dem Vertrage zwiſchen der Herzoglich Braunſchweigiſchen Re— 
gierung und der Bank für Handel und Induſtrie eingeräumten Rechte gehen 
ebenſo wie die der Geſellſchaft obliegenden Verpflichtungen, ſoweit letztere privat- 
rechtlicher Natur ſind, im Falle der Auflöſung der Geſellſchaft auf die Königlich 
Preußiſche Regierung über. 

Artikel V. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird im Falle des Uebergangs der 
Braunſchweigiſchen Eiſenbahnen auf den Preußiſchen Staat die im Artikel XII 
des Staatsvertrages vom 23. Auguſt 1870, betreffend den Verkauf der Braun- 
ſchweigiſchen Eiſenbahnen, erwähnte Eiſenbahn von Braunſchweig nach Hildesheim 
herſtellen und in Betrieb nehmen. 

Der Bau dieſer Bahn ſoll baldmöglichſt in Angriff genommen und mit 
thunlichſter Beſchleunigung zu Ende geführt werden. | 

Artikel VI. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird das gefammte Beamten: und 
Dienſtperſonal der Braunfchweigifchen- Eifenbahngefellihaft für den Fall des Ueber— 
gangs des Unternehmens auf den Preußiſchen Staat übernehmen und die mit 
jenem Perſonal zur Zeit des Uebergangs beſtehenden Verträge erfüllen. Soweit 
zur Erfüllung dieſer Verträge eine Mitwirkung der Herzoglich Braunſchweigiſchen 
Regierung erforderlich iſt, wird Dieſelbe dieſe Mitwirkung auch für die Folge ein- 


treten laſſen. 
Artikel VII. 


Die das Braunſchweigiſche Eiſenbahnunternehmen betreffenden Staatsverträge, 
der zwiſchen der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung und der Bank für Handel 
und Induſtrie unterm 8. März 1870 abgeſchloſſene Vertrag, ſowie die Beſtim⸗ 
mungen der der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft ertheilten landesherrlichen 
Konzeſſionen treten, ſoweit dieſe Verträge und Beſtimmungen mit dem Inhalt 
des gegenwärtigen Vertrages nicht vereinbar ſind, mit dem Uebergange des Braun— 
ſchweigiſchen Eiſenbahnunternehmens auf den Preußiſchen Staat außer Kraft. 


Artikel VIII. 


Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 


* 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 


übertragen. 
Artikel IX. 
Dieſer Vertrag ſoll Beiderſeits zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt 
werden. Die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden wird in Berlin erfolgen. 
Berlin, den 27. Juni 1884. 


(L. S.) Rudolph Meinecke. 
(L. S.) Brefeld. 

(L. S.) Reichardt. 

(L. S.) Dr. Frölich. 

(L. S.) Kirchhoff. 


Braunſchweig, den 30. Juni 1884. 
(. S.) Graf Görtz-Wrisberg. 
(L. S.) Kybitz. 


Staatsvertrag 
zwiſchen 
Preußen und Braunſchweig wegen Herſtellung einer Eiſenbahn 
von Braunſchweig nach Gifhorn. a 


Vom 27.30. Juni 1884. 


5 Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen und Seine Hoheit der 
Herzog von Braunſchweig und Lüneburg haben zum Zweck der Vereinbarung über 
eine Eiſenbahn von Braunſchweig nach Gifhorn zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Unterſtaatsſekretär, Wirklichen Geheimen Rath Rudolph 
Meinecke, 
Allerhöchſtihren Miniſterialdirektor, Wirklichen Geheimen Ober Regierungs⸗ 
rath Ludwig Brefeld, 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrath Paul Reichardt, 
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Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Regierungsrath Dr. juris Hermann 
Frölich, 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Hermann Kirchhoff; 


Seine Hoheit der Herzog von Braunſchweig und Lüneburg: 
Höchſtihren Wirklichen Geheimen Rath und Staatsminiſter Grafen 
Hermann Görtz-Wrisberg, 
Höchſtihren Finanzdirektor Karl Kybitz, 


welche unter dem Vorbehalt der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden Staats— 
vertrag abgeſchloſſen haben: 
Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche Regierung erklärt Sich bereit, eine Eiſenbahn von 
Braunſchweig nach Gifhorn für eigene Rechnung auszuführen, vorausgeſetzt, daß 
Sie die geſetzliche Ermächtigung hierzu erhalten wird. 

Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung geſtattet der Königlich Preußiſchen 
Regierung den Bau und Betrieb dieſer Bahn innerhalb Ihres Staatsgebietes. 


Artikel II. 


Der Erwerb der zur Anlage der Bahn erforderlichen Grundſtücke ſoll, 
ſofern eine gütliche Vereinbarung unter den Betheiligten nicht zu erreichen iſt, in 
jedem der beiden Staatsgebiete nach den Beſtimmungen des dort geltenden Expro⸗ 
priationsgeſetzes erfolgen. 


Artikel III. 


Die im Artikel 1 bezeichnete Eiſenbahn ſoll bei Braunſchweig mit den 
Braunſchweigiſchen Eiſenbahnen und bei Gifhorn mit der Berlin-Lehrter Eifen- 
bahn in unmittelbare Schienenverbindung gebracht werden. 

Im Uebrigen ſoll ſowohl die Feſtſtellung der geſammten Bauprojekte für 
die den Gegenſtand dieſes Vertrages bildende Eiſenbahn, als auch die Prüfung 
der anzuwendenden Fahrzeuge / einſchließlich der Dampfwagen, lediglich der Königlich 
Preußiſchen Regierung zuftehen, welche indeß ſowohl bezüglich der Trace der Bahn, 
wie bezüglich der Anlegung von Stationen und Halteſtellen in dem Braunſchwei⸗ 
giſchen Staatsgebiet etwaige beſondere Wünſche der Herzoglichen Regierung thun⸗ 
lichſt berückſichtigen wird. Jedoch bleibt die landespolizeiliche Prüfung und Ge- 
nehmigung der Bauprojekte, ſoweit dieſe die Herſtellung von Wegeübergängen, 
Brücken, Durchläſſen, Flußkorrektionen, Vorfluthanlagen und Parallelwegen be- 
treffen, nebſt der baupolizeilichen Prüfung der Bahnhofsanlagen jeder Regierung 
innerhalb Ihres Gebietes vorbehalten. 

Sollte demnächſt nach Fertigſtellung der Bahn in Folge eintretenden Be⸗ 
dürfniſſes die Anlage neuer Waſſerdurchläſſe, Staats- oder Vizinalſtraßen, welche 


EEE m 


die projektirte Bahn kreuzen, von der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung 
angeordnet oder genehmigt werden, fo wird zwar Preußiſcherſeits gegen die Aus- 
führung derartiger Anlagen keine Einſprache erhoben werden, die Herzoglich Braun⸗ 
ſchweigiſche Regierung verpflichtet Sich aber, dafür einzutreten, daß durch die neue 
Anlage weder der Betrieb der Eiſenbahnen geſtört wird, noch auch daraus der 
Eiſenbahnverwaltung ein Koſtenaufwand erwächſt. 


Artikel IV. 

Die Spurweite der Bahn ſoll 1½s Meter im Lichten der Schienen be— 
tragen. Die Bahn wird vorläufig nur eingeleiſig ausgeführt werden. Ueber den 
Zeitpunkt der Anlage des zweiten Geleiſes entſcheidet ausſchließlich die Königlich 
Preußiſche Regierung. 

Artikel V. 

Die Beamten ſind ohne Unterſchied des Orts der Anſtellung rückſichtlich 
der Disziplin lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten beziehungsweiſe den Aufſichtsorganen 
der Königlich Preußiſchen Regierung, im Uebrigen aber den Geſetzen und Behörden 
des Staats, in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, unterworfen. 


Artikel VI. 

Bezüglich der Landeshoheit über die im Herzoglich Braunſchweigiſchen Gebiet 
belegene Strecke, ſowie bezüglich der Ausübung des Aufſichtsrechts finden die Be— 
ſtimmungen in den Artikeln IV, Wund VI des unterm heutigen Tage abgeſchloſſenen 
Staatsvertrages zwiſchen Preußen und Braunſchweig, betreffend die anderweite 
Regelung der die beiderſeitigen Gebiete berührenden Eiſenbahnen, analoge An— 
wendung. 

Artikel VII. 

Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung verpflichtet Sich, von der den 
Gegenſtand dieſes Vertrages bildenden Eiſenbahn keinerlei Abgaben zu erheben, 
auch eine Beſteuerung derſelben zu Gunſten der Gemeinden und ſonſtigen kor— 
porativen Verbände nicht zuzulaſſen. 


Artikel VIII. 
Ein Recht auf den Erwerb der in das Herzoglich Braunſchweigiſche Staats— 
ebiet fallenden Bahnſtrecke wird die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung, ſo 
ange die Bahn im Eigenthum oder Betriebe des Preußiſchen Staates ſich befindet, 
nicht in Anſpruch nehmen. 
Artikel IX. 
Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
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aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 

Artikel X. 


Gegenwärtiger Vertrag ſoll Beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung 
vorgelegt werden. Die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden ſoll in Berlin 
erfolgen. 


Berlin, den 27. Juni 1884. 


(L. S.) Rudolph Meinecke. 

(L. S.) Brefeld. 

(L. S.) Reichardt. 

(L. S.) Dr. Frölich. 

(L. S.) Kirchhoff. 
Braunſchweig, den 30. Juni 1884. 


(L. S.) Graf Görtz-Wrisberg. 
(L. S.) Kybitz. 


vertrag, 
betreffend 
den Uebergang des Schleswigſchen Eiſenbahnunternehmens auf den Staat. 
Vom 6./7. beziehungsweiſe 14. November 1884. 


Jwiſchen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Re⸗ 
gierungsrath Kirchhoff als Kommiſſar des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
und den Geheimen Ober-Finanzrath Dr. Rüdorff als Kommiſſar des Finanz 
miniſters, einerſeits und dem Ober-Bürgermeiſter Toosbüy in Flensburg und 
dem Regierungsrath a. D. Kraus in Kiel, als den durch Beſchluß der General- 
verſammlung vom 22. Oktober 1884 für den Abſchluß dieſes Vertrages beſtellten 
Kommiſſarien der Schleswigſchen Eiſenbahnaktiengeſellſchaft andererſeits, iſt unter 
dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung, ſowie nach erfolgter Zu- 


=. WW — 


ſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre der vorgenannten Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden: 
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Die Schleswigſche Eiſenbahngeſellſchaft tritt an den Preußiſchen Staat ihr 
geſammtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit allen ihr zuſtehenden 
Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigenthum ab. Es gehen 
daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſtwohngebäuden und Dis⸗ 
poſitionsgrundſtücken, ſämmtliche Fonds der Geſellſchaft, die Materialienbeſtände, 
die Betriebsmittel, ſowie alle dem Schleswigſchen Eiſenbahnunternehmen zuſtehenden 
en und Gerechtigkeiten ohne irgend welche Ausnahme auf den Preußiſchen 

taat über. 


F. 2. 


Der für die Abtretung dieſer Rechte (§. 1) vom Staate zu zahlende Kauf⸗ 
preis beträgt 15 000 000 Mark. Außerdem übernimmt der Staat die Prioritäts⸗ 
anleihe ſowie alle ſonſtigen Schulden der Schleswigſchen Eiſenbahngeſellſchaft als 
Selbſtſchuldner. 


. 3. 


Mit dem 1. des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrages folgenden 
Monats, indeß nicht vor dem 1. April 1885, erfolgt die Auflöſung der Schles— 
wigſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 

Die Liquidation wird für Rechnung des Staates von der ſeitens des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu bezeichnenden Königlichen Behörde bewirkt. 


$. 4. 


Der Staat iſt verpflichtet, vom Tage der Auflöſung der Geſellſchaft an, 
den Inhabern von Aktien der Schleswigſchen Eiſenbahngeſellſchaft an Stelle ihres 
Antheils am Liquidationserlöſe gegen Einlieferung ihrer Aktien und Dividenden⸗ 
ſcheine für das Jahr 1885 und die folgenden Jahre nebſt Talons eine Abfindung 
anzubieten und zwar für je eine Stammaktie & 600 Mark Staatsſchuldverſchrei⸗ 
bungen der Aprozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe von ſiebenhundert 
und fünfzig Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. Januar 1885. 

Auf den Dividendenſchein für das Jahr 1884 wird die Rente von 5 Pro— 
zent in bisheriger Weiſe gezahlt, auf die Dividendenſcheine für das Jahr 1885 
und die folgenden Jahre wird, da die Geſellſchaft inzwiſchen in die Liquidation 
eingetreten iſt, eine Rente nicht mehr gewährt. 

Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär der Geſell— 
ſchaft und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das ſtatutariſche 
Stimmrecht aus. Die Stimmberechtigung der Aktionäre regelt ſich von der Per— 
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fektion dieſes Vertrages ab in der Weiſe, daß jede Aktie Eine Stimme gewährt, 
wogegen die Vorſchriften des §. 20 des Geſellſchaftsſtatuts außer Kraft treten. 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens 14 Tage vor dem 
Beginn des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal in 
Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monat zu wiederholen. Zu dem Um— 
tauſche wird der Staat eine Friſt von einem Jahre bewilligen. 


$. 5. 


Der Staat iſt verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöſung der Geſell— 
ſchaft der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für die Ab: 
tretung des Unternehmens (F. 2) unter Anrechnung des auf die umgetauſchten 
und die im Beſitz der Schleswigſchen Eiſenbahngeſellſchaft befindlichen Aktien ent— 
fallenden Betrages (F. 4) behufs ſtatutenmäßiger Vertheilung an die Inhaber der 
Aktien zur Verfügung zu ſtellen. Es bleibt jedoch dem Staate das Recht vor- 
behalten, ſtatt der Einzahlung desjenigen Betrages, welcher auf die im Beſitze der 
Altona-Kieler Eiſenbahngeſellſchaft befindlichen Aktien entfällt, ſofern von dem 
Umtauſche derſelben gegen Staatsſchuldverſchreibungen abgeſehen wird, den gleichen 
Betrag als eine Schuld des Staates auf die Staatskaſſe zu übernehmen. 

Gleichzeitig find die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf— 
zufordern, binnen einer Friſt von 3 Monaten ihre Aktien an die Geſellſchaftskaſſe 
gegen Empfangnahme ihres Antheils an dem Kaufpreiſe abzuliefern. 

Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 


F. 6. 


Das Eigenthum der Schleswigſchen Eiſenbahn geht mit der Perfektion 
dieſes Vertrages auf den Preußiſchen Staat über. 

Die Geſellſchaft verpflichtet ſich, alsbald nach der Perfektion dieſes Vertrages 
das noch Erforderliche zur Uebertragung des Geſellſchaftseigenthums an den Staat 
zu veranlaſſen. Behufs der erforderlichen Uebertragung des Grundeigenthums 
auf den Staat ſoll derjenige Beamte der Schleswigſchen Verwaltung zur Abgabe 
der Auflaſſungserklärung ermächtigt ſein, welchen in jedem einzelnen Falle das 
Königliche Eiſenbahnkommiſſariat zu Berlin eventuell die an deſſen Stelle getretene 
Eiſenbahnaufſichtsbehörde benennen wird. 


$. 7. 


Die Direktion der Schleswigſchen Eiſenbahnaktiengeſellſchaft hat das Intereſſe 
der letzteren gegenüber dem Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes Ver⸗ 
trages handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 


Pe 
Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird die Direktion 
alljährlich in bisheriger ſtatutenmäßiger Weiſe gewählt. Einer Deponirung von 
Aktien der Geſellſchaft ſeitens der Direktion bedarf es fernerhin nicht mehr. 
Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe der Direktion iſt die Anweſenheit der Hälfte 
der Mitglieder erforderlich. 


$. 8. 


Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die Genehmigung der Landes— 
vertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. Dieſes Abkommen wird hin⸗ 
fällig, wenn zu demſelben die landesherrliche Genehmigung nicht bis zum 1. April 
1885 erlangt worden iſt. 


N. 
Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Schleswigſche Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen haben, 
ſo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatute anzuſehen iſt. 


$. 10. 
Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 
Berlin, den 14. November 1884. 


(L. S.) Dr. Rüdorff, (L. S.) Kirchhoff, 
Geheimer Ober- Finanzrath. Geheimer Regierungsrath. 
Flensburg, den 6. November 1884. , 


(L. S.) Toosbüy, 


Ober⸗Bürgermeiſter. 


Kiel, den 7. November 1884. 
(L. S.) Kraus. 
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vertrag, 
betreffend 


den Uebergang des Muͤnſter-Enſcheder Eiſenbahnunternehmens 
auf den Staat. 


Vom 15., 17. und 20. November 1884. 


Dwiſchen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Re⸗ 
gierungsrath Dr. Micke als Kommiſſar des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
und den Geheimen Ober-Finanzrath Dr. Rüdorff als Kommiſſar des Finanz⸗ 
miniſters, einerſeits und dem Geheimrath Dr. jur. Schüßler in Burgſteinfurt 
und dem Banquier Blumenfeld in Münſter als den durch Beſchluß der General- 
verſammlung vom 26. September 1884 für den Abſchluß dieſes Vertrages beſtellten 
Kommiſſarien der Münſter⸗Enſcheder Eiſenbahngeſellſchaft andererſeits iſt unter 
dem Vorbehalte der landesherrlichen Genehmigung, ſowie nach erfolgter Zuftim- 
mung der Generalverſammlung der Aktionäre der vorgenannten Eifenbahngefell- 
ſchaft folgender Vertrag abgeſchloſſen worden: 


F. 1. 


Die Münfter-Enfcheder Eiſenbahngeſellſchaft tritt an den Preußiſchen Staat 
ihr geſammtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit allen ihr zustehenden 
Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigenthum ab. Es gehen 
daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſtwohngebäuden und 
Dispoſitionsgrundſtücken, ſämmtliche Fonds der Geſellſchaft, die Materialien- 
beftände, die Betriebsmittel, ſowie alle dem Münſter-Enſcheder Eiſenbahnunter— 
nehmen zuſtehenden Rechte und Gerechtigkeiten ohne irgend welche Ausnahme auf 
den Preußiſchen Staat über. 


F. 2. 


Der für die Abtretung dieſer Rechte (§. 1) vom Staate zu zahlende Kauf— 
preis beträgt 252 000 Mark. 

Außerdem übernimmt der Staat die Prioritätsanleihe, ſowie alle ſonſtigen 
Schulden der Münſter⸗Enſcheder Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner. 


$. 3. 


Mit dem 1. des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrages folgenden 
Monats erfolgt die Auflöſung der Münſter-Enſcheder Eiſenbahngeſellſchaft. 


Zr 


Die Liquidation wird für Rechnung des Staates von der ſeitens des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu bezeichnenden Königlichen Behörde bewirkt. 


$. 4. 


Der Staat ift verpflichtet, vom Tage der Auflöſung der Geſellſchaft an, 
den Inhabern von Aktien der Münſter⸗Enſcheder Eiſenbahngeſellſchaft an Stelle 
ihres Antheils am Liquidationserlöſe gegen Einlieferung ihrer Aktien und Divi⸗ 
dendenſcheine für das Jahr 1884/85 und die folgenden Jahre nebſt Talons eine 
Abfindung anzubieten und zwar: 


für je acht Stammaktien à 300 Mark, beziehungsweiſe für je zwei 
Prioritäts⸗Stammaktien à 600 Mark Staatsſchuldverſchreibungen der 
Aprozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe von einhundert und 
fünfzig Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. April 1885. 


Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär der Geſellſchaft 
und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das ſtatutariſche 
Stimmrecht aus. 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens 14 Tage vor dem 
Beginn des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. 

Dieſelbe iſt ſechsmal in Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monat zu 
wiederholen. Zu dem Umtauſche wird der Staat eine Friſt von einem Jahre 
bewilligen. 


l. 5. 


Der Staat iſt verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöſung der Geſell⸗ 
ſchaft der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für die Ab⸗ 
tretung des Unternehmens ($. 2) unter Anrechnung des auf die umgetauſchten 
Aktien entfallenden Betrages (F. 4) behufs ſtatutenmäßiger Vertheilung an die 
Inhaber der Aktien zur Verfügung zu ſtellen. 

Gleichzeitig find die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf- 
zufordern, binnen einer Friſt von 3 Monaten ihre Aktien an die Geſellſchafts⸗ 
kaſſe gegen Empfangnahme ihres Antheils an dem Kaufpreiſe abzuliefern. 

Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 

Die nicht begebenen 2 500 Stück Stammaktien werden vernichtet. 


$. 6. 


Das Eigenthum der Münſter⸗Enſcheder Eiſenbahn geht mit der Perfektion 
dieſes Vertrages auf den Preußiſchen Staat über. ü 
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Es ſoll jedoch bereits vom 1. April 1884 ab die Verwaltung und der 
Betrieb des Münſter⸗Enſcheder Eiſenbahnunternehmens, welche von der König⸗ 
lichen Staatsregierung (zur Zeit durch die Königliche Eiſenbahndirektion [rechts- 
theinifche] zu Cöln) in Gemäßheit des Vertrages vom 3. März 1872 beziehungs⸗ 
weiſe 1. Juni 1875 (Geſetz⸗Samml. für 1872 S. 634 beziehungsweiſe für 
1875 S. 522) für Rechnung der Münſter⸗Enſcheder Eiſenbahngeſellſchaft geführt 
worden, in Gemäßheit der Beſtimmungen dieſes Vertrages fuͤr Rechnung des 
Staates erfolgen. 

Die Geſellſchaft verpflichtet ſich, alsbald nach der Perfektion dieſes Ver— 
trages das noch Erforderliche zur Uebertragung des Geſellſchaftseigenthums an 
den Staat zu veranlaſſen. 

Behufs der erforderlichen Uebertragung des Grundeigenthums auf den 
Staat ſoll derjenige Beamte des Königlichen Eiſenbahnbetriebsamtes (Münſter⸗ 
Emden) zu Münſter oder der an Stelle deſſelben tretenden Behörde zur Abgabe 
der Auflaſſungserklärung ermächtigt ſein, welchen in jedem einzelnen Falle das 
Königliche Eiſenbahnkommiſſariat zu Berlin eventuell die an deſſen Stelle tretende 
Eiſenbahnaufſichtsbehörde benennen wird. 


$. 7. 


In Bezug auf die Verwaltung des Unternehmens bis zum Zeitpunkte des 
Ueberganges deſſelben auf den Staat verbleibt es bei der Beſtimmung des $. 4 
Abſatz 2 des Vertrages vom 3. März 1872. 

Der Aufſichtsrath hat das Intereſſe der Münſter-Enſcheder Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft gegenüber dem Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes Vertrages 
handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird der Aufſichts⸗ 
rath alljährlich in bisheriger ſtatutenmäßiger Weiſe gewählt. Einer Deponirung 
von Aktien der Geſellſchaft ſeitens der Mitglieder des Aufſichtsraths, ſowie einer 
Neuwahl für ausſcheidende Mitglieder ($. 34 letzter Abſatz des Statuts) bedarf 
es fernerhin nicht mehr. 

Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe des Aufſichtsraths iſt die Anweſenheit der 
Hälfte der Mitglieder erforderlich. 


$. 8. 


Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die Genehmigung der Landes- 
vertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. 

Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn zu demſelben die landesherrliche 
Genehmigung nicht bis zum 1. März 1885 erlangt worden iſt. 


6. 9. 


1 Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Münſter⸗Enſcheder Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen 


5 Wi 
haben, ſo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatute anzu⸗ 
ehen iſt. 
an $. 10. 

Der Stempel dieſes Vertrages bleibt außer Anſatz. 
Berlin, den 20. November 1884. 

(L. S.) Dr. Rüdorff. 

(L. S.) Dr. Micke. 
Burgſteinfurt, den 15. November 1884. 

(L. S.) Dr. Schüßler. 
Münſter, den 17. November 1884. 

(L. S.) F. Blumenfeld. 


Staatsvertrag 
zwiſchen 
Preußen und Braunſchweig, betreffend die anderweite Regelung der 
Verhaͤltniſſe der die beiderſeitigen Gebiete beruͤhrenden Eiſenbahnen. 
Vom 27.30. Juni 1884. 


Nachdem das Magdeburg⸗-Halberſtädter, das Hannover-Altenbekener, das Berlin- 
Potsdam⸗Magdeburger und das Bergiſch-Märkiſche Eiſenbahnunternehmen auf 
den Preußiſchen Staat übergegangen ſind, haben zum Zweck der hierdurch 
erforderlich gewordenen anderweiten Regelung der Verhältniſſe der zu den vor- 
genannten Unternehmungen gehörigen, die Preußiſch-Braunſchweigiſche Landes⸗ 
grenze berührenden Strecken, ſowie zur Regelung der Verhältniſſe des Braun⸗ 
ſchweigiſchen Eiſenbahnunternehmens zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
rn Unterſtaatsſekretär, Wirklichen Geheimen Rath Rudolph 
einecke, 
Allerhöchſtihren Miniſterialdirektor, Wirklichen Geheimen Ober⸗Regie⸗ 
rungsrath Ludwig Brefeld, 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrath Paul Reichardt, 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Regierungsrath Dr. juris Hermann 
Frölich, 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Hermann Kirchhoff; 
r. 9031.) 


Ju 


Seine Hoheit der Herzog von Braunſchweig und Lüneburg: 
Höchſtihren Wirklichen Geheimen Rath und Staatsminiſter Grafen 
Hermann Görtz-Wrisberg, 
Höchſtihren Finanzdirektor Karl Kybitz, 
welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden Vertrag 
abgeſchloſſen haben: 
Artikel J. 

Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung erklärt Sich damit einverſtanden, 
daß der Preußiſche Staat nach Maßgabe der mit der Magdeburg-Halberſtädter, 
der Hannover-Altenbekener, der Berlin-Potsdam-Magdeburger und der Bergiſch— 
Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft abgeſchloſſenen Verträge vom 5. Juni 1879, 
8. Juli 1879, 24. Dezember 1879 und 7. Dezember 1881 (Preußiſche Geſetz⸗ 
Samml. für 1879 S. 646 beziehungsweiſe 658, für 1880 S. 36 und für 
1882 S. 29) den Betrieb der zu den gedachten Unternehmungen gehörigen Linien, 
ſoweit ſie auf Herzoglich Braunſchweigiſchem Gebiet liegen, übernommen und 
das Eigenthum dieſer Strecken erworben hat, beziehungsweiſe erwirbt. 


Artikel II. 
Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung nimmt ein Recht auf den 
Erwerb der innerhalb des Braunſchweigiſchen Staatsgebietes belegenen Strecken 
der im Artikel 1 bezeichneten Eiſenbahnen oder eines Theils derſelben nicht in 


Anſpruch. 
N Artikel III. 


Für die Verhandlungen, welche zur Uebertragung des im Herzoglich Braun⸗ 
ſchweigiſchen Staatsgebiet befindlichen Eigenthums, insbeſondere des Grundeigen- 
thums der im Artikel 1 genannten Eiſenbahnen auf den Preußiſchen Staat 
erforderlich ſind, namentlich auch für die Auflaſſung in den Grundbüchern ſind 
nur die Auslagen der Gerichte zu erſtatten und tritt im Uebrigen Freiheit von 
Stempel⸗ und Gerichtsgebühren, ſowie von Veränderungsſteuern ein. 


Artikel IV. 

Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung überträgt das Ihr hinſichtlich 
der im Artikel I bezeichneten Eiſenbahnen zuſtehende Aufſichtsrecht auf den 
Preußiſchen Staat. 

Artikel V. 


Die Landeshoheit über die im Herzoglich Braunſchweigiſchen Gebiete be- 
legenen Strecken der im Artikel I bezeichneten Eiſenbahnen bleibt im Uebrigen der 
Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung vorbehalten und ſoll hinfort unter Be— 
obachtung der nachſtehenden Beſtimmungen ausgeübt werden: 

1) Die allgemeine Landespolizei und die Rechtspflege in Bezug auf alle 

Vorgänge auf dem Bahnkörper verbleiben den Herzoglich Braun— 
ſchweigiſchen Staatsbehörden. 
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2) Die Bahnpolizei wird in Gemäßheit des jeweilig gültigen Bahnpolizei— 
reglements für die Eiſenbahnen Deutſchlands von den Organen der 
Eiſenbahnverwaltung ausgeübt. Die hiermit betrauten, im Gebiete 
des Herzogthums Braunſchweig ſtationirten Beamten ſind auf Präſen⸗ 
tation der Bahnverwaltung von der kompetenten Herzoglichen Behörde 
in Eid und Pflicht zu nehmen. 

3) Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei verbleibt hinſichtlich 
der im Herzogthum Braunſchweig belegenen Eiſenbahnſtrecken den be- 
treffenden Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierungsorganen. Dieſelben 
werden den Bahnpolizeibeamten auf deren Anſuchen bereitwillig Unter- 
ſtützung leiſten. 

4) Wegen aller Entſchädigungsanſprüche, welche aus Anlaß der Anlage 
oder des Betriebes der im Herzoglich Braunſchweigiſchen Gebiete belegenen 
Eiſenbahnſtrecken gegen die Preußiſche Eiſenbahnverwaltung erhoben werden 
möchten, wird dieſelbe ſich der Herzoglich Braunſchweigiſchen Gerichtsbarkeit 
unterwerfen und für alle aus dieſen Rechtsverhältniſſen hervorgehenden 
Rechtsſtreitigkeiten in der Stadt Braunſchweig Recht nehmen. 

5) Die Vereinbarungen zwiſchen der Königlich Preußiſchen und der Herzoglich 
Braunſchweigiſchen Regierung wegen Averſionirung der Steuern der 
im Braunſchweigiſchen Gebiet belegenen Strecken der im Artikel I 
bezeichneten Eiſenbahnen bleiben auch ferner beſtehen. 

An Stelle der Kommunalabgaben, welche gegenwärtig von den 
vorgedachten Eiſenbahnſtrecken erhoben werden, zahlt Preußen ein 
Averſum von 700 Mark, deſſen Vertheilung unter die betheiligten Ge— 
meinden durch die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung bewirkt wird. 
Die Zahlung erfolgt zum erſten Mal am 2. Januar des zweiten auf 
die Genehmigung dieſes Vertrages folgenden Jahres für das der Zahlung 
vorhergehende Jahr. 

Eine weitere Beſteuerung der betreffenden Eiſenbahnſtrecken zu 
Gunſten der Gemeinden oder anderer korporativer Verbände wird die 
Braunſchweigiſche Regierung nicht zulaſſen. 

6) Auf die Tarifbildung, auf die Art und Weiſe der Beförderung, ſowie 
auf die Feſtſtellung des Fahrplans für die im Artikel I bezeichneten 
Eiſenbahnen ſteht der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung eine Ein— 
wirkung nicht zu. N 

7) Für die Einziehung von Stationen und Halteſtellen, für die Neuerric)- 
tung derſelben innerhalb des Herzoglich Braunſchweigiſchen Gebietes, 
ſowie für die Einſtellung des Betriebes auf den jetzt innerhalb des 
Herzogthums betriebenen Strecken der im Artikel I bezeichneten Eifen- 
bahnen iſt die Zuſtimmung der Herzoglichen Regierung erforderlich. 

8) An den im Gebiete des Herzogthums Braunſchweig belegenen Strecken 
der im Artikel I bezeichneten Eiſenbahnen ſollen nur die Hoheitszeichen 
der Herzoglichen Regierung angebracht werden. 
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9) Der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung bleibt vorbehalten, die 
Handhabung der ihr über die betreffenden Bahnſtrecken zuſtehenden 
Hoheitsrechte, ſowie die etwaigen Verhandlungen mit der Bahnver— 
waltung einer Behörde oder einem beſonderen Kommiſſarius zu über— 
tragen. 

Dieſe Behörde beziehungsweiſe dieſer Kommiſſarius hat die Be— 
ziehungen der Herzoglichen Regierung zu der Eiſenbahnverwaltung in 
allen Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten Einſchreiten der kom— 
petenten Polizei- oder Gerichtsbehörde geeignet ſind. 

Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich an dieſe Behörde beziehungs— 
weiſe an dieſen Kommiſſar in allen zu der Zuſtändigkeit derſelben ge— 
hörenden Angelegenheiten zu wenden. 


Artikel VI. 


Die Königlich Preußiſche Regierung wird bei der Verwaltung der Braun- 
ſchweigiſchen Bahnſtrecken die Verkehrs- und volkswirthſchaftlichen Intereſſen des 
Herzogthums Braunſchweig in gleichem Maße berückſichtigen, wie die entſprechen⸗ 
den Intereſſen der Preußiſchen Landestheile. Sie wird weder im Perſonen- noch 
im Güterverkehre zwiſchen den beiderſeitigen Staatsangehörigen hinſichtlich der 
Zeit der Abfertigung oder hinſichtlich der Beförderungspreiſe einen Unterſchied 
machen. i 

Dieſelbe wird bei der Beſetzung der Stellen der in dem Gebiete des Herzog: 
thums Braunſchweig zu ſtationirenden unteren Beamten, zu welchen insbeſondere 
Bahnwärter und Weichenſteller zu rechnen find, bei ſonſt gleicher Anſtellungs⸗ 
fähigkeit und Qualifikation auf die Bewerbung der Herzoglich Braunſchweigiſchen 
Staatsangehörigen vorzugsweiſe Rückſicht nehmen. 


Artikel MI. 


Von dem Zeitpunkte ab, wo in Gemäßheit des anderweitigen Vertrages 
vom heutigen Tage, betreffend das Braunſchweigiſche Eiſenbahnunternehmen, die 
der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft gehörigen Eiſenbahnen in die Verwal— 
tung und den Betrieb des Preußiſchen Staates übergegangen ſein werden, finden 
auf dieſe Bahnen die in den Artikeln IV, V und VI dieſes Vertrages enthaltenen 
Beſtimmungen, ſoweit nicht nachſtehend beſondere Vereinbarung getroffen iſt, 
analoge Anwendung. 

Die Summe von 5 000 Thalern (15 000 Mark), welche die Herzoglich 
Braunſchweigiſche Regierung nach Artikel IV des Staatsvertrages, den Verkauf 
der Braunſchweigiſchen Staatseiſenbahnen betreffend, von der Braunſchweigiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft zur Deckung der durch die Ausübung des Auffichtsvechts 
erwachſenden Koſten erhebt, kommt vom Zeitpunkt der Uebertragung des Aufſichts— 
rechts auf die Königlich Preußiſche Regierung in Wegfall. 


Artikel VIII. 

Die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung verpflichtet Sich, die zu dem 
Braunſchweigiſchen Eiſenbahnunternehmen gehörigen Linien mit Staatsſteuern 
nicht zu belaſten. An Stelle der Kommunalſteuern, welche gegenwärtig von dem 
Braunſchweigiſchen Eiſenbahnunternehmen erhoben werden, verpflichtet Sich Preußen, 
ein Averſum von 6 000 Mark an die Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung, 
von welcher die Vertheilung unter die betheiligten Gemeinden bewirkt werden wird, 
zu zahlen. Die Zahlung erfolgt zum erſten Mal am 2. Januar des zweiten auf 
die Auflöſung der Braunſchweigiſchen Eiſenbahngeſellſchaft folgenden Jahres für 
das der Zahlung vorhergehende Jahr. 

Eine weitere Beſteuerung des Braunſchweigiſchen Eiſenbahnunternehmens 
zu Gunſten der Gemeinden oder ſonſtigen korporativen Verbände wird die 
Herzoglich Braunſchweigiſche Regierung nicht zulaſſen. 

Artikel IX. 

Die bezüglich der im Artikel I genannten Eiſenbahnen abgeſchloſſenen Staats- 
verträge nebſt den zugehörigen Schlußprotokollen, ſowie die den betreffenden 
Privateiſenbahngeſellſchaften ertheilten landesherrlichen Konzeſſionen treten, ſoweit 
fie mit den Beſtimmungen dieſes Vertrages nicht vereinbar find, außer An- 
wendung. 

Artikel X. 

Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbefitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 

Artikel XI. 

Dieſer Vertrag ſoll Beiderſeits zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt 
werden. Die Auswechſelung der Ratifikations-⸗Urkunden wird in Berlin erfolgen. 

Berlin, den 27. Juni 1884. 

(L. S.) Rudolph Meinecke. 
(L. S.) Brefeld. 

(L. S.) Reichardt. 

(L. S.) Dr. Frölich. 

(L. S.) Kirchhoff. 

Braunſchweig, den 30. Juni 1884. 

(L. S.) Graf Görtz-Wrisberg. 
(L. S.) Kybitz. 


(Nr. 9031.) 


„ 


Staatsvertrag 
zwiſchen 


Preußen und Braunſchweig wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von 
Blankenburg uͤber Elbingerode nach Tanne und von Braunſchweig 
uͤber Derneburg nach Seeſen. 


Vom 27./30. Juni 1884. 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, und Seine Hoheit 
der Herzog von Braunſchweig und Lüneburg haben zum Zweck einer Verein 
barung über die Herſtellung einer Eiſenbahn von Blankenburg über Elbingerode 
nach Tanne und von Braunſchweig über Derneburg nach Seeſen zu Bevoll— 
mächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
e Unterſtaatsſekretär, Wirklichen Geheimen Rath Rudolph 
einecke, 
Allerhöchſtihren Miniſterialdirektor, Wirklichen Geheimen Ober-Re— 
gierungsrath Ludwig Brefeld, 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrath Paul Reichardt, 
My ik Geheimen Ober-Regierungsrath Dr. juris Hermann 
rölich, 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Hermann Kirchhoff; 
Seine Hoheit der Herzog von Braunſchweig und Lüneburg: 
Höchſtihren Wirklichen Geheimenrath und Staatsminiſter Grafen 
Hermann Görtz-Wrisberg, 
Höchſtihren Finanzdirektor Karl Kybitz, 
von welchen, unter Vorbehalt der Ratifikation, der nachſtehende Vertrag ver— 
abredet und abgeſchloſſen worden iſt: 
Artikel J. 
Beide vertragenden Regierungen ſind einverſtanden, eine Eiſenbahn: 
1) von Blankenburg über Elbingerode nach Tanne und 
2) von Braunſchweig über Derneburg nach Seeſen 
zuzulaſſen. 
Die Königlich Preußiſche Regierung erklärt Sich bereit, die Konzeſſion für 
die ad 1 genannte Bahn, welche von Blankenburg über Hüttenrode und Rübe— 
land nach Elbingerode und von da über Rothe Hütte nach Tanne führen ſoll, 


der Halberſtadt⸗Blankenburger Eiſenbahngeſellſchaft zu ertheilen. Wegen Kon- 
zeſſionirung der ad 2 genannten Bahn wird die Königlich Preußiſche Regierung 
mit demjenigen Unternehmer, welchem ſeitens der Herzoglich Braunſchweigiſchen 
Regierung die Konzeſſion für dieſe Bahn ertheilt werden wird, in Benehmen 
treten und demſelben nach Maßgabe dieſes Vertrages und der in Preußen üblichen 
Bedingungen die Konzeſſion ertheilen. 


Artikel II. 
Beide Regierungen ſind darüber einverſtanden, daß der Unternehmer der 
Bahn von Braunſchweig über Derneburg nach Seeſen ſein Domizil und die 
Verwaltung der Bahn ihren Sitz in Braunſchweig nehmen ſollen. 


Artikel III. 
Die Staatsaufſicht bezüglich beider Bahnen bleibt innerhalb jedes Staats⸗ 
gebiets der betreffenden Regierung überlaſſen. 
Die Punkte, wo die Bahnen die beiderſeitigen Landesgrenzen überſchreiten 
werden, ſollen nöthigenfalls durch deshalb beiderſeits abzuordnende techniſche 
Kommiſſarien näher beſtimmt werden. 


Artikel IV 


Die Bahn von Blankenburg nach Tanne ſoll bei Blankenburg, die Bahn 
von Braunſchweig nach Seeſen bei Braunſchweig und Seeſen mit den Braun- 
ſchweigiſchen Bahnen und bei Derneburg mit der Bahnſtrecke Hildesheim-Grauhoff 
in unmittelbare Schienenverbindung gebracht werden. 

Sowohl die Feſtſtellung der Bauprojekte für beide Eiſenbahnen, als auch 
die Prüfung der anzuwendenden Fahrzeuge ſoll der Herzoglich Braunſchweigiſchen 
Regierung zuſtehen, welche indeß ſowohl bezüglich der Trace der Bahnen und der 
Anlegung von Stationen und Halteſtellen in dem Preußiſchen Staatsgebiete, als 
auch bezüglich der Einführung der Bahnen in die beſtehenden Bahnhöfe etwaigen 
beſonderen Wünſchen der Preußiſchen Regierung Rechnung tragen wird. 

Die landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung der Bauprojekte, ſoweit 
dieſe die Herſtellung von Wegeübergängen, Brücken, Durchläſſen, Flußkorrektionen, 
Vorfluthanlagen und Parallelwegen betreffen, nebſt der baupolizeilichen Prüfung 
der Bahnhofsanlagen bleibt jeder Regierung innerhalb Ihres Gebietes vorbehalten. 

Die Spurweite der Geleiſe beider Bahnen ſoll 1,135 Meter im Lichten der 
Schienen betragen, auch der Bau und das geſammte Betriebsmaterial ſo ein— 
gerichtet werden, daß die Transportmittel ungehindert nach allen Seiten über⸗ 
gehen können. 

Artikel V. 


Für den Fall, daß der Erwerb der zur Anlage der Bahnen erforderlichen 
Grundſtücke durch gütliche Vereinbarung unter den Betheiligten nicht zu erreichen 
iſt, wird jede der Hohen Regierungen für Ihr Gebiet den Unternehmern das 
Expropriationsrecht verleihen. 
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Artikel VI. 


Die von einer der beiden kontrahirenden Regierungen geprüften Betriebs- 
mittel werden ohne weitere Reviſion auch im Gebiete der anderen Regierung zu— 
gelaſſen werden. 

Artikel VII. 


Die Unternehmer der Bahnen haben wegen aller Entſchädigungsanſprüche, 
welche aus Anlaß der Bahnanlagen oder des Bahnbetriebes auf Königlich 
Preußiſchem Gebiete entſtehen und gegen ſie geltend gemacht werden möchten, der 
Königlich Preußiſchen Gerichtsbarkeit und, inſoweit nicht Reichsgeſetze Platz greifen, 
den Königlich Preußiſchen Geſetzen ſich zu unterwerfen. 

Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt vorbehalten, den Verkehr 
zwiſchen Ihr und den Unternehmern, ſowie die Handhabung der Ihr über die 
innerhalb Ihres Gebietes belegenen Bahnſtrecken zuſtehenden Hoheits- und Auf- 
ſichtsrechte einer beſonderen Behörde zu übertragen. Dieſe Behörde hat die Be— 
ziehungen ihrer Regierung zu den Eiſenbahnverwaltungen in allen Fällen zu ver⸗ 
treten, welche nicht zum direkten Einſchreiten der kompetenten Polizei- und Gerichts- 
behörden geeignet ſind. 

Die Eiſenbahnverwaltungen haben ſich bei Angelegenheiten territorialer 
Natur, welche hiernach von der betreffenden Königlich Preußiſchen Behörde 
reſſortiren, an dieſe zu wenden. Die gedachten Funktionen können von der 
Königlich Preußiſchen Regierung auch einem beſonderen Kommiſſarius übertragen 


werden. 
Artikel VIII. 


Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der dazu in jedem Staatsgebiete 
kompetenten Behörden nach Maßgabe der Bahnordnung für Eiſenbahnen unter⸗ 
geordneter Bedeutung vom 12. Juni 1878 und ihren etwaigen weiteren Aende⸗ 
rungen und Ergänzungen gehandhabt. Die in den verſchiedenen Staatsgebieten 
ſtationirten Bahnpolizeibeamten ſind auf Präſentation der Bahnverwaltung bei 
den kompetenten Behörden des betreffenden Staates zu verpflichten. 


Artikel IX. 


Die im Königlich Preußiſchen Gebiete angeſtellten Beamten beider Eifen- 
bahnen ſind den Königlich Preußiſchen Landesgeſetzen unterworfen. 

Die Unternehmer ſollen verpflichtet werden, die anzuſtellenden Bahnwärter, 
Schaffner und ſonſtigen Unterbeamten, mit Ausnahme der einer techniſchen Vor— 
bildung bedürfenden, vorzugsweiſe aus den mit Civilanſtellungsberechtigung ent⸗ 
laſſenen Militärs des Deutſchen Heeres, ſoweit dieſelben das fünfunddreißigſte 
Lebensjahr noch nicht überſchritten haben, zu wählen. 

Bei Beſetzung der unteren Beamtenſtellen des ſtationären Dienſtes inner⸗ 
halb des Preußiſchen Gebietes ſoll bei ſonſt gleicher Qualifikation auf die Be 
werbungen Königlich Preußiſcher Unterthanen, und innerhalb des Braunſchweigi— 
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{hen Gebietes unter gleicher Vorausſetzung auf die Bewerbungen Braunſchweigiſcher 
Unterthanen beſondere Rückſicht genommen werden. 


Artikel X. 

Die Feſtſetzung der Tarife und Fahrpläne für beide Bahnen ſoll im Al 
gemeinen der Herzoglich Braunſchweigiſchen Regierung zustehen, die Königlich 
Preußiſche Regierung behält Sich jedoch vor, der Halberſtadt-Blankenburger Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft die Verpflichtung aufzuerlegen, auf desfallſiges Verlangen die 
Maſſenartikel auf der Bahn von Blankenburg nach Tanne zu denjenigen Tarif— 
ſätzen zu befördern, welche für dieſe Artikel auf der Bahnſtrecke von Langenſtein 
nach Derneburg jeweilig Gültigkeit haben. Ein dahin zielendes Verlangen ſoll 
indeß nicht vor Ablauf von 8 Jahren, vom Zeitpunkte der Eröffnung des Be⸗ 
triebes der Bahn von Blankenburg nach Tanne ab gerechnet, geſtellt werden. 

Beide Regierungen ſind darüber einverſtanden, daß auf beiden Bahnen 
zwiſchen den Endpunkten in jeder Richtung täglich mindeſtens zwei Züge mit 
Perſonenbeförderung eingerichtet werden ſollen. 


Artikel XI. 


Jede der beiden Regierungen behält Sich vor, die in Ihr Gebiet fallenden 
Bahnſtrecken der Beſteuerung nach Maßgabe der Landesgeſetze zu unterziehen. Der 
Steuer, welche hiernach von den im Königlich Preußiſchen Gebiete belegenen 
Strecken zu erheben iſt, wird nur derjenige Theil des Geſammtanlagekapitals zu 
Grunde gelegt werden, welcher auf dieſe Bahnſtrecken entfällt. 

Der Aufwand für Betriebsmittel iſt hierbei auf die Strecken nach Ver⸗ 
hältniß ihrer Längen zu vertheilen. 


Artikel XII. 


Beide Regierungen ſind darüber einverſtanden, daß die Halberſtadt-Blanken⸗ 
burger Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet fein ſoll, für den Fall, daß die Königlich 
Preußiſche Regierung eine Bahn von Wernigerode zur Südharzbahn bauen, oder 
einem Privatunternehmer konzeſſioniren ſollte, der genannten Regierung beziehungs⸗ 
weiſe dem Privatunternehmer den Mitbetrieb auf der Strecke Elbingerode Tanne 
oder auf einem Theile dieſer Strecke unter angemeſſenen Bedingungen zu geſtatten, 
reſp. das Eigenthum dieſer Strecke gegen Zahlung des Anlagekapitals eigen⸗ 
thümlich zu überlaſſen. 

Artikel XIII. 

Die Preußiſche Regierung behält Sich das Recht vor, das Eigenthum der 
innerhalb Ihres Gebietes belegenen Strecken der im Artikel I genannten Eiſen⸗ 
bahnen nebſt allem beweglichen und unbeweglichen Zubehör nach Ablauf von 
30 Jahren, vom Tage der Betriebseröffnung an gerechnet, oder auch ſpäter, nach 
einer in beiden Fällen mindeſtens ein Jahr vorher zu bewirkenden Ankündigung 
käuflich zu erwerben. 
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Als Kaufpreis zahlt der Staat den fünfundzwanzigfachen Betrag des ſteuer— 
pflichtigen Reinertrages, welcher im Durchſchnitt der letzten der Ankündigung vorher- 
gegangenen fünf Betriebsjahre für die in Preußen belegenen Strecken auf 
gekommen iſt. 

Zu dem auf den Preußiſchen Staat im Falle des Ankaufs übergehenden 
Zubehör gehört insbeſondere ein der Länge der in Preußen gelegenen Strecken 
entſprechender Theil des vorhandenen Betriebsmaterials, ferner das zur Bahn- und 
zur Transportverwaltung dieſer Strecken gehörige Inventarium. 

Für den Fall, daß die Königlich Preußiſche oder die Braunſchweigiſche 
Regierung das Eigenthum der in dem betreffenden Staatsgebiete liegenden Bahn— 
ſtrecken erwerben ſollten, werden die beiden kontrahirenden Regierungen Sich über 
die zur Beibehaltung eines ungeſtörten einheitlichen Betriebes auf den gedachten 
Bahnen erforderlichen Maßregeln verſtändigen. 


Artikel XIV. 

Für den Fall der Abtretung des Preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 

Artikel XV. 


Dieſer Vertrag ſoll Beiderſeits zur landesherrlichen Ratifikation vorgelegt 
werden. 

Die Auswechſelung der Beiderſeitigen Ratifikations-Urkunden ſoll in Berlin 
erfolgen. 

Berlin, den 27. Juni 1884. 


(L. S.) Rudolph Meinecke. 

(L. S.) Brefeld. 

(L. S.) Reichardt. 

(. S.) Dr. Frölich. 

(L. S.) Kirchhoff. 
Braunſchweig, den 30. Juni 1884. 

(L. S.) Graf Görtz-Wrisberg. 

(L. S.) Kybitz. 


Die vorſtehenden vier Staatsverträge vom 27./30. Juni 1884 find ratifizirt 
worden und die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden hat ſtattgefunden. 


— — — — — — 
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(Nr. 9032.) Geſetz, betreffend den Erwerb des Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahnunternehmens 
für den Staat. Vom 23. Februar 1885. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


5 J. 


Die Staatsregierung wird unter Genehmigung des beigedruckten Vertrages 
vom 25./30. Juni 1884, betreffend den Uebergang des Halle-Sorau-Gubener 
Eiſenbahnunternehmens auf den Staat, zur käuflichen Uebernahme der genannten 
Eiſenbahn nach Maßgabe der vertraglichen Beſtimmungen ermächtigt. 


$. 2. 


Die Staatsregierung wird ermächtigt, nach Maßgabe des im §. 1 ge 
dachten Vertrages den Umtauſch von 


a) 20 250 000 Mark Stammaktien der Halle-Sorau-Gubener Eijenbahn- 
geſellſchaft in Staatsſchuldverſchreibungen der vierprozentigen konſolidirten 
Anleihe zum Betrage vorn 10 125 000 Mark, 

b) 20 250 000 Mark Stamm Prioritätsaktien der 
Halle ⸗Sorau⸗Gubener Eiſenbahngeſellſchaft in 
Staatsſchuldverſchreibungen derſelben Anleihe zum 
b ee SEHE N lat aeten ac) 22781250 = 


herbeizuführen und zu dieſem Zweck Staatsſchuldverſchrei⸗ 
bungen der vierprozentigen konſolidirten Anleihe zu dem Ge- 


E IENITRID HERE TOT WFT 32 906 250 Mark 
auszugeben. 


g. 3. 


Die Staatsregierung wird ermächtigt, in Gemäßheit des im F. 1 gedachten 
Vertrages die Mittel zur Deckung der den Stamm-Prioritätsaktionären der Halle: 
Sorau » Gubener len e zu gewährenden baaren Zuzahlungen von 
506 250 Mark aus dem Reſerve- beziehungsweiſe Erneuerungsfonds der Halle— 
Sorau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft, ſobald dieſe Fonds dem Staate zugefallen 
ſein werden, zu entnehmen. 

Im Uebrigen bleibt die Verwendung dieſer Fonds der Verfügung durch 
beſonderes Geſetz vorbehalten. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten und der Finanzminiſter werden er⸗ 
mächtigt, bei dem Umtauſch von Aktien in Staatsſchuldverſchreibungen, ſofern die 
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Anzahl der eingereichten Stücke den nach dem abgeſchloſſenen Vertrage für den 
Umtauſch maßgebenden Verhältnißzahlen nicht entſpricht, die Ausgleichung des in 
Schuldverſchreibungen nicht darſtellbaren Ueberſchußbetrages durch Baarzahlung zu 
bewirken, wobei der zu zahlende Betrag nach dem um ein Prozent verminderten 
Kurſe, welcher für Staatsſchuldverſchreibungen der vierprozentigen konſolidirten 
Anleihe vor dem Tage des Umtauſches zuletzt an der Berliner Börſe bezahlt 
worden iſt, berechnet wird. 


F. 4. 


Die Staatsregierung wird ermächtigt, an Stelle der noch nicht begebenen 
Prioritätsobligationen des Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahnunternehmens, ſoweit 
ſich die weitere Begebung als unthunlich oder nach dem Ermeſſen des Finanz⸗ 
miniſters als nachtheilig erweiſen ſollte, nach Maßgabe des Bedürfniſſes für die 
in dem Anleiheprivilegium bezeichneten Verwendungszwecke, Staatsſchuldverſchrei⸗ 
bungen zu dem Betrage von 2 197 500 Mark auszugeben. 


F. 5. | 


Der Minifter der öffentlichen Arbeiten und der Finanzminiſter werden er⸗ 
mächtigt, bei der Auflöſung der Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft unter 
Verwendung der im $. 2 bewilligten Mittel den Kaufpreis für den Erwerb der 
Bahn zu zahlen. 

Der Finanzminiſter wird ferner ermächtigt, die bisher begebenen und die 
etwa noch zu begebenden Anleihen dieſer Geſellſchaft, ſoweit dieſelben nicht in⸗ 
zwiſchen getilgt ſind, zur Rückzahlung zu kündigen, ſowie auch den Inhabern der 
Schuldverſchreibungen dieſer Anleihen die Rückzahlung der Schuldbeträge oder den 
Umtauſch gegen Staatsſchuldverſchreibungen anzubieten und die Bedingungen des 
Angebots feſtzuſetzen. Die hierzu erforderlichen Mittel ſind durch Verausgabung 
eines entſprechenden Betrages von Staatsſchuldverſchreibungen aufzubringen. 


$. 6. | 


Ueber die Ausführung der im F. 5 getroffenen Beſtimmungen hat die 
Staatsregierung dem Landtage bei jedesmaliger Vorlage des Etats der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung Rechenſchaft zu geben. 


$. 7. 


Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zinsfuß, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuldver- 
ſchreibungen verausgabt werden ſollen ($$. 2, 4 und 5), beſtimmt, ſoweit nicht 
durch den im $. 1 angeführten Vertrag Beſtimmung getroffen iſt, der Finanz 
miniſter. 


a 


Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihen und 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 
1869 (Geſetz-Samml. S. 1197) zur Anwendung. 


$. 8. 


Die Staatsregierung wird auf Grund des F. 5 unter a des Geſetzes vom 
24. Februar 1850, betreffend die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens und 
Bildung einer Staatsſchuldenkommiſſion, (Geſetz-Samml. ©. 57) ermächtigt, die 
Verwaltung der Anleihekapitalien der Halle-Sorau-⸗Gubener Eiſenbahngeſellſchaft, 
ſoweit dieſe Anleihekapitalien vom Staate als Selbſtſchuldner übernommen ſind 
beziehungsweiſe übernommen werden, der Hauptverwaltung der Staatsſchulden 
zu übertragen. 

Die behufs der Amortiſation eingelöſten oder angekauften Obligationen 
werden nach Vorſchrift des §. 17 des bezeichneten Geſetzes vom 24. Februar 1850 
vernichtet und die Geldbeträge öffentlich bekannt gemacht. 


6. 9. 


Jede Verfügung der Staatsregierung über die im F. 1 bezeichnete Eiſenbahn 
durch Veräußerung bedarf zu ihrer Rechtsgültigkeit der Zuſtimmung beider Häuſer 
des Landtages. 

Alle dieſer Vorſchrift entgegen einſeitig getroffenen Verfügungen ſind rechts⸗ 
ungültig. 

§. 10. 


Bis zu einer anderweiten geſetzlichen Regelung der Kommunalbeſteuerung 
der Eiſenbahnen finden die bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen über die Ver 
pflichtung der Eiſenbahnen zur Zahlung von Gemeinde-, Kreis- und Provinzial: 
ſteuern auf die im F. 1 bezeichnete Eiſenbahn auch nach dem Uebergange derſelben 
in das Eigenthum des Staates in gleicher Weiſe, wie bis zu dieſem Zeitpunkte, 
Anwendung. 

Sofern nach dem Uebergange in das Eigenthum des Staates die in dieſem 
Geſetze bezeichnete Eiſenbahn oder Theilſtrecken derſelben mit anderen dem Staate 
gehörigen oder für Rechnung des Staates betriebenen Bahnſtrecken zu einem 
Eiſenbahndirektionsbezirk vereinigt ſind oder noch vereinigt werden, und in Folge 
deſſen für eine Station des neugebildeten Eiſenbahndirektionsbezirkes ſich eine Ver⸗ 
minderung des ſteuerpflichtigen Reinertrages ergeben ſollte, ſo iſt der Beſteuerung 
der Betrag des ſteuerpflichtigen Reineinkommens der betreffenden Stationen nach 
dem Durchſchnitte der dem 1. April 1880 vorangegangenen drei Steuerjahre zu 
Grunde zu legen. 3 

Sl; 


Auf die Mitglieder der Penſions⸗ und Unterſtützungskaſſe für die Beamten 
der Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahn, ſowie auf diejenigen Beamten, welche mit 
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Per we 


Rückſicht auf eine zu Gunften ihrer Ehefrauen genommene anderweite Verſicherung 
von der ihnen ſonſt obliegenden Verpflichtung zur Theilnahme an dieſer Kaſſe 
entbunden find, finden die Beſtimmungen im erſten Abſatz des F. 23 des Geſetzes, 
betreffend die Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der unmittelbaren Staats⸗ 
beamten, vom 20. Mai 1882 (Geſetz-Samml. S. 298) ſinngemäße Anwendung. 


F. 12. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage ſeiner Verkündigung in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 23. Februar 1885. 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 


6 


vertrag, 
betreffend 


den Uebergang des Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahnunternehmens 
auf den Staat. 


Vom 25./30. Juni 1884. 


Jwiſchen der Königlichen Staatsregierung, vertreten durch den Geheimen Re⸗ 
gierungsrath Dr. Micke und den Geheimen Regierungsrath Kirchhoff als 
Kommiſſarien des Miniſters der öffentlichen Arbeiten und den Geheimen Finanz⸗ 
rath Schmidt als Kommiſſarius des Finanzminiſters, einerſeits und dem König⸗ 
lichen Staatsminiſter von Bernuth und dem Direktor a. D., Stadtrath Bail, 
in Berlin wohnhaft, als den durch Beſchluß der Generalverſammlung vom 
28. Mai 1884 für den Abſchluß dieſes Vertrages beſtellten Kommiſſarien der 
Halle-Sorau⸗Gubener Eiſenbahngeſellſchaft, andererſeits iſt unter dem Vorbehalte 
der landesherrlichen Genehmigung, ſowie nach erfolgter Zuſtimmung der General⸗ 
verſammlung der Aktionäre der vorgenannten Eiſenbahngeſellſchaft folgender Vertrag 
abgeſchloſſen worden. 
F. 1. 


Die Halle-Sorau⸗Gubener Eiſenbahngeſellſchaft tritt an den Preußiſchen 
Staat ihr geſammtes bewegliches und unbewegliches Vermögen mit allen ihr 
zuſtehenden Rechten und obliegenden Verpflichtungen zu vollem Eigenthum ab. 
Es gehen daher außer den Bahnanlagen nebſt Zubehör, den Dienſtwohngebäuden 
und Dispoſitionsgrundſtücken, ſämmtliche Fonds der Geſellſchaft, die Materialien⸗ 
beſtände, die Betriebsmittel, ſowie alle dem Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahn⸗ 
unternehmen zustehenden Rechte und Gerechtigkeiten ohne irgend welche Ausnahme 
auf den Preußiſchen Staat über. 


$. 2. 
Der für die Abtretung dieſer Rechte (§. 1) vom Staate zu zahlende Kauf- 
preis beträgt 17 212 500 Mark. 
Außerdem übernimmt der Staat die Prioritätsanleihen, ſowie alle ſonſtigen 
Schulden der Halle-Sorau⸗Gubener Eiſenbahngeſellſchaft als Selbſtſchuldner. 


§. 3. 
Mit dem 1. des zweiten auf die Perfektion dieſes Vertrages folgenden 
Monats erfolgt die Auflöſung der Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft. 
Die Liquidation wird für Rechnung des Staates von der ſeitens des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten zu bezeichnenden Königlichen Behörde bewirkt. 
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$. 4. 
Der Staat ift verpflichtet, vom Tage der Auflöfung der Geſellſchaft an, 
den Inhabern von Aktien der Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft an 
Stelle ihres Antheils am Liquidationserlöfe gegen Einlieferung ihrer Aktien nebſt 
zugehörigen Dividendenſcheinen und Talons eine Abfindung anzubieten, und zwar: 
a) für je eine Stammaktie à 300 Mark eine Staatsſchuldverſchreibung der 
vierprozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe von einhundert und 
fünfzig Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit vom 1. Januar 1884, 

b) für je zwei Stamm⸗Prioritätsaktien & 600 Mark Staatsſchuldverſchrei⸗ 
bungen der vierprozentigen konſolidirten Anleihe zum Nennwerthe von ein— 
tauſend dreihundert und fünfzig Mark mit Zinsſcheinen für die Zeit 
vom 1. Januar 1884 ſowie eine baare Zuzahlung von 15 Mark pro 
Stamm⸗Prioritätsaktie. 

Der Staat wird in Höhe der umgetauſchten Aktien Aktionär der Geſell— 
ſchaft und übt als ſolcher nach Maßgabe ſeines Beſitzes an Aktien das ſtatutariſche 
Stimmrecht aus. Die Stimmberechtigung der Aktionäre regelt ſich von der Per⸗ 
fektion dieſes Vertrages ab in der Weiſe, daß jede Aktie Eine Stimme gewährt, 
wogegen die Vorſchriften im §. 32 des Geſellſchaftsſtatuts außer Kraft treten. 

Die Bekanntmachung des Angebots erfolgt ſpäteſtens 14 Tage vor dem 
Beginn des Umtauſches in den Geſellſchaftsblättern. Dieſelbe iſt ſechsmal in 
Zwiſchenräumen von wenigſtens einem Monate zu wiederholen. Zu dem Um: 
tauſche wird der Staat eine Friſt von einem Jahre bewilligen. a 


$. 5. 

Der Staat ift verpflichtet, ein Jahr nach erfolgter Auflöſung der Gefell- 
ſchaft der mit der Liquidation beauftragten Behörde den Kaufpreis für die Ab- 
tretung des Unternehmens ($. 2) unter Anrechnung des auf die umgetauſchten 
Aktien entfallenden ing ($. 4) behufs ſtatutenmäßiger Vertheilung an die 
Inhaber der Aktien zur Verfügung zu ſtellen. 

Gleichzeitig find die Inhaber der Aktien durch die Geſellſchaftsblätter auf- 
zufordern, binnen einer Friſt von 3 Monaten ihre Aktien an die Geſellſchaftskaſſe 
gegen Empfangnahme ihres Antheils an dem Kaufpreiſe abzuliefern. 

Die nach Ablauf der angegebenen dreimonatlichen Friſt nicht abgehobenen 
Beträge werden mit der Maßgabe bei der geſetzlichen Hinterlegungsſtelle eingezahlt, 
daß die Auszahlung nur gegen Rückgabe der Aktien oder auf Grund eines die 
Aktien für kraftlos erklärenden rechtskräftigen Ausſchlußurtheils erfolgen darf. 


$. 6. 

Das Eigenthum der Halle⸗Sorau-Gubener Eiſenbahn geht mit der Perfektion 
dieſes Vertrages auf den Preußiſchen Staat über. Es ſoll jedoch bereits vom 
1. Januar 1884 ab die Verwaltung und der Betrieb des Halle-Sorau-Gubener 
Eiſenbahnunternehmens, welche von der Königlichen Staatsregierung (zur Zeit 


u 


durch die Königliche Eiſenbahndirektion zu Erfurt) in Gemäßheit des Vertrages 
vom „I 1875 (Geſetz-Samml. für 1876 S. 163) für Rechnung der Halle 


5. September 
Sorau-Gubener Eiſenbahngeſellſchaft geführt worden, in Gemäßheit der Beſtim⸗ 
mungen dieſes Vertrages für Rechnung des Staates erfolgen, ſo daß alſo die 
Intraden der Bahn ſchon von dieſem Tage ab dem Staate zufallen. 

Die Geſellſchaft verpflichtet ſich, alsbald nach der Perfektion dieſes Ver⸗ 
trages das noch Erforderliche zur Uebertragung des Geſellſchaftseigenthums an 
den Staat zu veranlaſſen. Behufs der erforderlichen Uebertragung des Grund- 
eigenthums auf den Staat ſoll derjenige Beamte der Halle-Sorau⸗Gubener Ver⸗ 
waltung zur Abgabe der Auflaſſungserklärung ermächtigt ſein, welchen in jedem 
einzelnen Falle das Königliche Eiſenbahnkommiſſariat zu Berlin event. die an 
deſſen Stelle getretene Eiſenbahnaufſichtsbehörde benennen wird. 


EA 

Sofern die für das Betriebsjahr 1883 auf die Stamm⸗Prioritätsaktien 
beziehungsweiſe Stammaktien zu zahlende Dividende zur Zeit der Auflöſung der 
Geſellſchaft noch nicht feſtgeſtellt ſein ſollte, wird dieſelbe in bisheriger ſtatuten⸗ 
mäßiger Weiſe feſtgeſtellt. 

Auf die Dividendenſcheine ſpäterer Betriebsjahre wird, da die Geſellſchaft 
inzwiſchen in die Liquidation eingetreten iſt, eine Dividende nicht mehr gezahlt. 

In Bezug auf die Verwaltung des Unternehmens bis zum Zeitpunkte des 
Ueberganges deſſelben auf den Staat verbleibt es bei der Beſtimmung des $. 4 


Abſatz 2 des Vertrages vom Sun 1875. 


Der Aufſichtsrath hat das Intereſſe der Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft gegenüber dem Staate, ſoweit es ſich um die Erfüllung dieſes Ver⸗ 
trages handelt, wahrzunehmen und gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

Bis zur Beendigung der Liquidation der Geſellſchaft wird der Aufſichtsrath 
alljährlich in bisheriger ſtatutenmäßiger Weiſe gewählt. Einer Deponirung von 
Aktien der Geſellſchaft ſeitens der Mitglieder des Aufſichtsraths, ſowie einer Neu⸗ 
wahl für ausſcheidende Mitglieder ($. 52 letzter Abſatz des Statuts) bedarf es 
fernerhin nicht mehr. Zur Gültigkeit der Beſchlüſſe des Aufſichtsraths iſt die 
Anweſenheit der Hälfte der Mitglieder erforderlich. f 

Die den Mitgliedern des Aufſichtsraths nach $. 54 des Geſellſchaftsſtatuts 
zuſtehende Remuneration wird zum letzten Male für das auf die Auflöſung der 
Geſellſchaft folgende volle Kalenderjahr gezahlt. Sofern nach Ablauf dieſes Jahres 
die definitive Auflöſung des Aufſichtsraths, welche mit der Beendigung des 
Liquidationsverfahrens zu erfolgen hat, noch nicht eingetreten ſein ſollte, werden 
den Mitgliedern des Aufſichtsraths für die ſpätere Zeit ihrer Thätigkeit nur die 
baaren Auslagen in der bisherigen Weiſe erſtattet. Die Höhe der Remuneration 
wird für die Jahre, für welche eine ſolche zu zahlen iſt, auf denjenigen Betrag 
feſtgeſetzt, welcher für das Jahr 1883 nach Maßgabe der bisherigen Grundſätze zur 
Vertheilung gelangt iſt. 

Gr. 9032.) 
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$. 8. 

Dem bei der Halle-Sorau-Gubener Eiſenbahn beſchäftigten Beamtenperjonal 
verbleiben die ihm der Geſellſchaft gegenüber zuſtehenden Rechte. 

Die Beamtenpenſions⸗ und Unterſtützungskaſſe der Halle-Sorau⸗Gubener 
Eiſenbahn bleibt nach dem betreffenden Reglement beſtehen, wenn nicht mit Zu⸗ 
ſtimmung der beiderſeitigen Berechtigten eine Vereinigung der genannten Kaſſe 
mit den entſprechenden Kaſſen der mit der Halle-Sorau⸗-Gubener zu einer Ver⸗ 
waltung vereinigten Staatsbahnen oder vom Staate verwalteten Privatbahnen zu 
Stande kommt. 

Der Staat tritt in alle rückſichtlich der erwähnten Kaſſen von der Halle— 
Sorau⸗Gubener Eiſenbahngeſellſchaft übernommenen Verbindlichkeiten ein. Die 
reglementsmäßigen Rechte der Geſellſchaft werden künftig durch die zur Verwaltung 
der Halle⸗Sorau⸗Gubener Eiſenbahn eingeſetzte Königliche Behörde ausgeübt. 


5. 

Seitens der Königlichen Staatsregierung wird die Genehmigung der Landes⸗ 
vertretung ſobald als thunlich herbeigeführt werden. 

Dieſes Abkommen wird hinfällig, wenn zu demſelben die landesherrliche 
Genehmigung nicht bis zum 1. März 1885 erlangt worden iſt. 

$. 10. 

Die Beſtimmungen dieſes Vertrages ſollen nach deſſen Perfektion für die 
Halle⸗Sorau⸗Gubener Eiſenbahngeſellſchaft die Geltung ſtatutariſcher Beſtimmungen 
haben, ſo daß alſo dieſer Vertrag als Nachtrag zum Geſellſchaftsſtatute anzuſehen iſt. 

F. 412 


Der Staat iſt berechtigt, alle für ihn aus dieſem Vertrage hervorgehenden 
Rechte und Verpflichtungen auf das Reich zu übertragen. 


12. 
Der Stempel dieſes Vertrages 1 0 außer Anſatz. 
Berlin, den 30. Juni 1884. 
(L. S.) Schmidt. (L. S.) Dr. Micke. (L. S.) Kirchhoff. 
Berlin, den 25. Juni 1884. N 
(L. S.) v. Bernuth. (L. S.) Bail. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


